
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen 6. Mai 2024  

 
Mandantenbrief Mai 2024 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Förderung von Aus- und Weiterbildung soll weiter gestärkt werden 
 

Einkommensteuer 
· Abzug von Schulgeld als Sonderausgabe 

 
Erbschafsteuer 

· Vermächtnisschuld bei "Jastrowscher Klausel" im Berliner Testament 
 
Lohn und Gehalt 

· Arbeitsverträge künftig per E-Mail möglich 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 



 

Termine Steuern/Sozialversicherung Mai/Juni 2024 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidar-
itätszuschlag 

10.05.20241 10.06.20241 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag 

entfällt 10.06.2024 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 10.06.2024 

Umsatzsteuer 10.05.20242 10.06.20243 

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten bei 
Zahlung durch: 

Überweisung4 13.05.2024 13.06.2024 

Scheck5 10.05.2024 10.06.2024 

Gewerbesteuer 15.05.2024 entfällt 

Grundsteuer 15.05.2024 entfällt 

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten bei 
Zahlung durch: 

Überweisung4 21.05.2024 entfällt 

Scheck5 10.05.2024 entfällt 

Sozialversicherung6 28.05.7/29.05.2024 29.06.2024 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-

verlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Fei-
ertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszu-
schläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt 
als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabeter-
min für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit 
(d. h. am 25.05.7/27.05.2024/24.06.2024, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. 
zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn 
Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf ei-
nen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

7 Gilt für Bundesländer, in denen Fronleichnam ein gesetzlicher Feiertag ist. 

 



 

Allgemein 

Förderung von Aus- und Weiterbildung soll weiter gestärkt werden 

Seit Sommer 2023 gilt das Gesetz zur Stärkung der Aus- und Weiterbildungsförde-
rung. Zum 01.04.2024 sind weitere umfangreiche Verbesserungen in Kraft getreten, 
zu denen Elemente der Ausbildungsgarantie und das Qualifizierungsgeld gehören. 
Die Ausbildungsgarantie umfasst verschiedene Beratungs- und Unterstützungsan-
gebote für junge Menschen – angefangen bei der beruflichen Orientierung und Bera-
tung bis hin zu Hilfen bei der Aufnahme und für den erfolgreichen Abschluss einer 
Berufsausbildung. Neben einem geförderten Berufsorientierungspraktikum für Schul-
abgänger steht künftig auch ein neuer Mobilitätszuschuss für Auszubildende zur Ver-
fügung. Zudem soll ein Rechtsanspruch auf Förderung einer außerbetrieblichen Be-
rufsausbildung zum 01.08.2024 eingeführt werden, wenn junge Menschen in einer 
Region mit zu wenig Ausbildungsplätzen wohnen und trotz eigener Bemühungen 
keinen Ausbildungsplatz finden. 
Das neue Qualifizierungsgeld soll Betriebe unterstützen, die besonders vom Struk-
turwandel betroffen sind. Das Qualifizierungsgeld wird angelehnt an das Kurzarbei-
tergeld als Entgeltersatz in Höhe von 60 bzw. 67 % des Nettoentgeltes gezahlt, wel-
ches auf die Zeit der Weiterbildung entfällt. 
Bei der Weiterbildungsförderung für Beschäftigte soll die Fördersystematik mit fes-
ten Fördersätzen und weniger Förderkategorien vereinfacht werden. Zudem steht die 
Förderung in Zukunft allen Arbeitgebern und Beschäftigten offen und ist nicht mehr 
abhängig davon, ob ein Unternehmen vom Strukturwandel betroffen ist oder es sich 
um Engpassberufe handelt. 

Einkommensteuer 

Abzug von Schulgeld als Sonderausgabe 

Die Bildung ihrer Kinder lassen sich viele Eltern viel kosten, soweit sie diese Kosten 
aufbringen können. Dies wird vom Staat auch dadurch erleichtert, dass das Schul-
geld für Privatschulen teilweise als Sonderausgabe abzugsfähig ist. Das Gesetz 
sieht diese Vergünstigung für den Besuch von Schulen in freier Trägerschaft oder für 
überwiegend privat finanzierte Schulen vor. Bei den hierunter zu berücksichtigenden 
Schulen handelt es sich um alle Einrichtungen, die zu einem staatlich anerkannten 
Schul-, Jahrgangs- oder Berufsschulabschluss führen oder darauf vorbereiten. 
Die bekanntesten davon in Deutschland sind die Waldorfschulen und Montessori-
Schulen, aber auch Volkshochschulen und andere Weiterbildungseinrichtungen, die 
Kurse zur Vorbereitung auf den Erwerb sämtlicher Schulabschlüsse anbieten, fallen 
darunter, wenn der Unterricht den Stoff der maßgeblichen Prüfungsordnungen ver-
mitteln soll. 
Auch vergleichbare Schulen in anderen EU/EWR-Ländern gehören dazu. Deshalb 
gehören die berühmten Privatschulen in der Schweiz oder in Großbritannien nicht zu 
den begünstigten Einrichtungen. Eine Ausnahme bilden aber deutsche Schulen im 
Ausland, wenn sie nach einem in Deutschland staatlich anerkannten Lehrplan unter-
richten. Nicht unter diese Vorschrift fallen Nachhilfeeinrichtungen, Musikschulen, 
Sportvereine oder Ferienkurse, ebenfalls nicht begünstigt sind Hochschulen, Fach-
hochschulen und entsprechende EU/EWR-Einrichtungen. Der Nachweis für Aus-
landsschulen muss durch den Steuerpflichtigen erbracht werden (inkl. evtl. Überset-
zung in die deutsche Sprache). 



 
Zu den begünstigten Kosten rechnen nur die Beträge für den Schulunterricht. Un-
terbringungskosten sowie Verpflegungs- und Betreuungsaufwendungen sind kein 
Schulgeld. Auch besondere Kosten, die beim Besuch öffentlicher Schulen extra zu 
bezahlen wären (Schulbücher, Klassenausflüge oder zusätzlicher Musikunterricht), 
fallen nicht unter das Schulgeld. Der jährliche Höchstbetrag des Abzugs beträgt 
5.000 Euro je Kind und je Kalenderjahr - ohne Rücksicht auf den Zeitraum des 
Schulbesuchs im Jahr - für beide Elternteile zusammen. Im Falle von Einzelveranla-
gungen kann die Aufteilung gewählt werden, ansonsten erfolgt sie mit je 50 %. Der 
Abzugsbetrag errechnet sich aus 30 % der angefallenen Kosten. 

Erbschaftsteuer 

Vermächtnisschuld bei "Jastrowscher Klausel" im Berliner Testament 

Setzen Ehegatten sich in einem „Berliner Testament“ gegenseitig als Alleinerben ein 
und gewähren denjenigen Kindern ein betagtes Vermächtnis, die beim Tod des Erst-
versterbenden ihren Pflichtteil nicht fordern (sog. Jastrowsche Klausel), kann der 
überlebende Ehegatte als Erbe des erstversterbenden Ehegatten die Vermächtnis-
verbindlichkeit nicht als Nachlassverbindlichkeit in Abzug bringen, da das Vermächt-
nis noch nicht fällig ist. Das berechtigte Kind hat den Erwerb des betagten Ver-
mächtnisses bei dem Tod des länger lebenden Ehegatten zu versteuern. Ist das Kind 
aufgrund der Anordnung des Berliner Testaments auch Schlusserbe nach dem län-
ger lebenden Ehegatten geworden, kann es bei der Ermittlung des steuerpflichtigen 
Erwerbs von dem überlebenden Ehegatten die dann fällig gewordene Vermächtnis-
verbindlichkeit nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs als Nachlassverbindlichkeit 
in Abzug bringen.  

Lohn- und Gehalt 
 
Arbeitsverträge künftig per E-Mail möglich 

Arbeitsverträge sollen künftig in Text- statt in Schriftform geschlossen werden kön-
nen. Darauf hat sich die Bundesregierung am 21.03.2024 geeinigt. Arbeitsverträge 
sollen damit bald digital vereinbart werden können, etwa durch eine E-Mail. Eine ei-
genhändige Unterschrift auf Papier, wie es § 126 BGB fordert, ist dann nicht mehr 
nötig.  
Die Änderung soll nachträglich noch in den bereits am 13.03.2024 beschlossenen 
Regierungsentwurf für das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz (BEG IV) integriert 
werden. Der Regierungsentwurf für das nunmehr um die digitalen Arbeitsverträge 
ergänzte BEG IV wird nun dem Bundesrat zur Stellungnahme zugeleitet und nach 
einer Gegenäußerung der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag weiterge-
leitet und dort beraten. 

Nur ein Minijob neben einer sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung pau-
schal versicherbar 

Ist ein Arbeitnehmer neben seiner sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung 
geringfügig beschäftigt, ist jeder weitere Minijob, den er aufnimmt, in vollem Umfang 
versicherungspflichtig. Nach einem Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen ist der Arbeitgeber für die richtige sozialversicherungsrechtliche Meldung 
seiner Beschäftigten verantwortlich. 



 
 
 


